
Stand: 02.03.2026 05:19:14

Vorgangsmappe für die Drucksache 17/22221

"Regelungen für unbegleitete Minderjährige zur Familienzusammenführung verbessern"

Vorgangsverlauf:

1. Initiativdrucksache 17/22221 vom 17.05.2018

2. Beschlussempfehlung mit Bericht 17/23114 des VF vom 07.06.2018

3. Beschluss des Plenums 17/23386 vom 10.07.2018

4. Plenarprotokoll Nr. 136 vom 10.07.2018



 

17. Wahlperiode 17.05.2018 Drucksache 17/22221 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 

 

Antrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hart-
mann, Christine Kamm, Thomas Gehring, Ulrike 
Gote, Jürgen Mistol, Gisela Sengl, Kerstin Celina, 
Ulrich Leiner und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN) 

Regelungen für unbegleitete Minderjährige zur 
Familienzusammenführung verbessern 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, auf Bundes-
ebene darauf hinzuwirken, das Urteil des Europäi-
schen Gerichtshofs (EuGH) zu unrechtmäßigen Fris-
ten des Familiennachzugs für unbegleitete minderjäh-
rige Flüchtlinge zu achten und das aktuelle Verfahren 
zeitnah anzupassen. 

Begründung: 

Nach bisheriger Rechtsprechung des Bundesverwal-
tungsgerichts galt bisher im Rahmen des Familien-
nachzugs gemäß §§ 28 ff. Aufenthaltsgesetz die rest-
riktive Regelung, einen Nachzugsanspruch von Eltern 
zu einem in Deutschland lebenden, minderjährigen, 
anerkannten Flüchtling nur vor Eintritt der Volljährig-
keit des Kindes zuzulassen. Ein Visum kann daher 
nur erteilt werden, solange das Kind minderjährig ist. 
Wurde das Kind im Laufe des Verfahrens der Famili-
enzusammenführung volljährig, verfiel der Anspruch 
auf Zusammenführung mit seiner Kernfamilie. 

Diese restriktive Praxis wurde nun durch das EuGH-
Urteil (C-550/16) vom 12.04.2018 als nicht rechtmäßig 
bezeichnet. Laut EuGH liegt das Recht auf Familien-
zusammenführung für unbegleitete minderjährige 
Geflüchtete nicht im Ermessensspielraum der einzel-
nen Mitgliedstaaten, da so die unterschiedliche Bear-
beitungsdauer der Anträge in den Mitgliedstaaten zu 
einer nicht zu rechtfertigenden Ungleichbehandlungen 
führen kann. Der EuGH stuft nun Geflüchtete, die 
während des Asylverfahrens volljährig werden und 
denen später die Flüchtlingseigenschaft zuerkannt 
wird, auch als Minderjährige ein und stärkt so auch 
basierend auf der UN-Kinderrechtskonvention das 
individuelle Recht auf Familie. 

Mit diesem Urteil rückt der EuGH ab von einer willkür-
lichen Fristsetzung der zuständigen Behörden, die der 
eigentlichen Realität und dem Bedürfnis von jungen 
Erwachsenen unabhängig von ihrem biologischen 
Alter nach familiärem Rückhalt und zwischenmensch-
licher Nähe in einer persönlichen Extremsituation 
nicht gerecht wird. Auch in der nach wie vor politisch 
und menschlich fragwürdigen aktuellen Nachzugsre-
gelung sowie im Rahmen der noch anstehenden Neu-
regelung der Familienzusammenführung durch die 
Große Koalition ab August 2018 muss dieses Urteil 
konsequent berücksichtigt werden. Auch die Staats-
regierung muss dem EuGH-Urteil folgen und alle Mit-
tel nutzen, um auf Bundesebene aktiv auf eine An-
passung des aktuellen Verfahrens hinzuwirken. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, 
Christine Kamm u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 17/22221 

Regelungen für unbegleitete Minderjährige zur Familienzusam-
menführung verbessern 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatterin: Christine Kamm 
Mitberichterstatter: Karl Straub 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Verfassung, Recht und 
Parlamentsfragen federführend zugewiesen. Weitere Aus-
schüsse haben sich mit dem Antrag nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 93. Sit-
zung am 7. Juni 2018 beraten und mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Franz Schindler 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, 
Christine Kamm, Thomas Gehring, Ulrike Gote, Jürgen Mistol, 
Gisela Sengl, Kerstin Celina, Ulrich Leiner und Fraktion (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 17/22221, 17/23114 

Regelungen für unbegleitete Minderjährige zur Familienzusam-
menführung verbessern 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Dritter Vizepräsident Peter Meyer



Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über Verfassungsstreitigkeiten, Europaangelegenheiten und Anträge, die gemäß 

§ 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak­

tionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim­

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind alle Fraktionen. Gegenstimmen? – 

Keine. Stimmenthaltungen? – Auch nicht. Jetzt kommen die Kollegen außerhalb der 

Fraktionen. Kollege Felbinger, darf ich fragen? – Enthaltung. Und Kollege Muthmann? 

– Auch Enthaltung. Gut, danke. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.
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